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Deutschland liegt mitten in Europa und 
das nicht nur geografisch. Auch kulturell, 
politisch und wirtschaftlich ist Deutsch-
land fest in europäische Strukturen ein-
gebettet – Deutschland ist Teil der Euro-
päischen Union (EU), eines Staatenver-
bundes mit 28 Mitgliedstaaten. u Info 1, Abb 1 

11.1.1 Bevölkerung 
Deutschland war zu Jahresbeginn 2017 
mit 82,5 Millionen Einwohnerinnen und 
Einwohnern der bevölkerungsreichste 
Mitgliedstaat der EU, vor Frankreich mit 
67,0 Millionen und dem Vereinigten 
 Königreich mit 65,8 Millionen Menschen. 
Insgesamt lebten Anfang 2017 in den 
28 EU-Staaten rund 512 Millionen Men-
schen. Im Lauf des Jahres 2016 wuchs  
die EU-Bevölkerung um 1,2 Millionen 
Menschen. Innerhalb der Europäischen 
Union gab es jedoch gegenläufige Trends: 
In 10 EU-Staaten schrumpfte die Bevöl-

kerung, in 18 stieg sie. Wie sich die Be-
völkerung entwickelt, hängt von zwei 
Faktoren ab: 
· von der natürlichen Bevölkerungsver-

änderung, das heißt der Differenz aus 
Geburtenzahl und Sterbefällen. Ein-
fluss auf die natürliche Bevölkerungs-
veränderung haben neben der Gebur-
tenrate auch die Stärke der Jahrgänge 
im potenziellen Elternalter sowie die 
steigende Lebenserwartung; 

· vom Wanderungssaldo, der sich aus 
der Differenz von Aus- und Einwande-
rung ergibt. 

In Deutschland nahm die Bevölkerung 
im Jahr 2016 netto um rund 346 000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner zu. Ge-
tragen wurde diese Entwicklung von Zu-
wanderung. Ohne Zuwanderung wäre 
Deutschlands Bevölkerung rückläufig, da 
2016 rund 119 000 mehr Menschen star-
ben als geboren wurden. u Tab 1
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Die Daten dieses Kapitels stammen von Eurostat, dem Statistischen Amt der Europäischen Union.   
In Zusammenarbeit mit den EU-Mitgliedstaaten harmonisiert Eurostat nationale Daten, um die 
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Geburten 
Damit die Bevölkerungszahl eines Landes 
ohne Zuwanderung auf konstantem 
 Niveau bleibt, muss in hoch entwickel-
ten Ländern jede Frau durchschnittlich 
2,1 Kinder bekommen. Liegt die Gebur-
tenziffer darunter, wird jede folgende Ge-

neration – und damit auch die Zahl der 
potenziellen Mütter – kleiner als die vor-
herige. Frankreich erreichte 2016 als ein-
ziger EU-Staat mit 1,9 Kindern je Frau 
noch annähernd diesen Wert. In Deutsch-
land lag die Geburtenziffer bei 1,6 Kin-
dern je Frau. Die geringste Geburtenhäu-

figkeit verzeichneten Italien und Spanien 
mit je 1,3 Kindern je Frau. u Abb 2

Alter der Mütter beim ersten Kind 
Im Jahr 2016 waren in fünf EU-Ländern 
Frauen bei der Geburt des ersten Kindes 
im Durchschnitt bereits über 30 Jahre alt, 

u Abb 1 Die Entwicklung der Europäischen Union

  Gründungsmitglieder  
der EU 1958

 Beitritt 1973
 Beitritt 1981
 Beitritt 1986
 Beitritt 1995
 Beitritt 2004
 Beitritt 2007
 Beitritt 2013
 Beitrittskandidaten
  potenzielle  
 Beitrittskandidaten

1 Andorra
2 Monaco
3 Liechtenstein
4 San Marino
5 Montenegro
6 Kosovo

Quelle: Europäische Kommission
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Bevölke-
rung  

1. Januar 
2016

Natürliche 
Bevölke-
rungsver- 
änderung

Wande-
rungs- 
saldo 

Gesamt-
saldo 

Bevölke-
rung  

1. Januar 
2017

in  
Millionen in 1 000 in  

Millionen
Belgien 11,3 13,8 26,8 40,6 11,4

Bulgarien 7,2 – 42,6 – 9,3 – 51,9 7,1

Dänemark 5,7 8,8 32,7 41,5 5,7

Deutschland ¹ 82,2 – 118,8 464,7 346,0 82,5

Estland 1,3 – 1,3 1,0 – 0,3 1,3

Finnland 5,5 – 1,1 17,1 16,0 5,5

Frankreich 66,7 190,3 68,3 258,6 67,0

Griechenland 10,8 – 25,9 10,3 – 15,6 10,8

Irland 4,7 33,3 24,8 58,1 4,8

Italien 60,7 – 141,8 65,7 – 76,1 60,6

Kroatien 4,2 – 14,0 – 22,5 – 36,5 4,2

Lettland 2,0 – 6,6 – 12,2 – 18,8 2,0

Litauen 2,9 – 10,5 – 30,2 – 40,7 2,8

Luxemburg 0,6 2,1 9,4 11,5 0,6

Malta 0,5 1,1 8,7 9,9 0,5

Niederlande 17,0 23,5 78,9 102,4 17,1

Österreich 8,7 7,0 65,4 72,4 8,8

Polen 38,0 – 5,8 11,5 5,8 38,0

Portugal 10,3 – 23,4 – 8,3 – 31,8 10,3

Rumänien 19,8 – 57,2 – 58,8 – 116,0 19,6

Schweden 9,9 26,4 117,7 144,1 10,0

Slowakei 5,4 5,2 3,9 9,1 5,4

Slowenien 2,1 0,7 1,1 1,7 2,1

Spanien 46,4 0,5 87,4 87,9 46,5

Tschechien 10,6 4,9 20,1 25,0 10,6

Ungarn 9,8 – 31,7 – 1,2 – 32,9 9,8

Vereinigtes  
Königreich 65,4 178,7 247,3 426,0 65,8

Zypern 0,8 4,0 2,5 6,5 0,9

EU 510,3 19,6 1 223,0 1 242,6 511,5

Geburten 
Damit die Bevölkerungszahl eines Landes 
ohne Zuwanderung auf konstantem 
 Niveau bleibt, muss in hoch entwickel-
ten Ländern jede Frau durchschnittlich 
2,1 Kinder bekommen. Liegt die Gebur-
tenziffer darunter, wird jede folgende Ge-

beispielsweise in Italien und Spanien. 
Frauen in Deutschland lagen im EU-Ver-
gleich mit 29,4 Jahren ebenfalls im oberen 
Drittel. In den osteuropäischen Ländern 
bekamen Frauen vergleichsweise früh Kin-
der. In Bulgarien betrug das Durchschnitts-
alter beim ersten Kind 26 Jahre. u Abb 3

Lebenserwartung 
Die Chance auf ein langes Leben war nie 
so gut wie heute. In allen EU-Staaten 

steigt die Lebenserwartung immer weiter 
an. Dabei gibt es aber deutliche regionale 
Unterschiede. Vor allem in den osteuropä-
ischen Ländern liegt die Lebenserwartung 
unter dem EU-Durchschnitt. Gründe 
hierfür sind unter anderem der verglichen 
mit Westeuropa niedrigere Lebensstan-
dard, die schlechtere Gesundheitsversor-
gung, schwerere Arbeitsbedingungen so-
wie andere Ernährungsgewohnheiten. So 
hatte ein im Jahr 2016 geborener Junge in 

figkeit verzeichneten Italien und Spanien 
mit je 1,3 Kindern je Frau. u Abb 2

Alter der Mütter beim ersten Kind 
Im Jahr 2016 waren in fünf EU-Ländern 
Frauen bei der Geburt des ersten Kindes 
im Durchschnitt bereits über 30 Jahre alt, 

Litauen eine voraussichtliche Lebenser-
wartung von knapp 70 Jahren, in Italien 
hingegen von 81 Jahren. Frauen haben ge-
nerell eine deutlich höhere Lebenserwar-
tung als Männer: Im EU-Durchschnitt 
 leben sie gut fünf Jahre länger. Doch auch 
hier gibt es Unterschiede: In Bulgarien ge-
borene Mädchen hatten 2016 eine durch-
schnittliche Lebenserwartung von knapp 
79 Jahren, in Spanien hingegen von über 
86 Jahren. u Abb 4

u Tab 1 Bevölkerungsentwicklung 2016

Quelle: Eurostat 
1  Bevölkerungsstand jeweils zum 31.12. des Vorjahres. Das Statistische Bundesamt veröffentlicht  

für Deutschland 2016 einen Wanderungssaldo in Höhe von 500 000 Personen.

u Abb 2 Zusammengefasste Geburtenziffer 2016 — Kinder je Frau

Quelle: Eurostat
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u Abb 3 Durchschnittliches Alter der Mütter bei der  
Geburt des ersten Kindes 2016 — in Jahren

u Abb 4 Lebenserwartung bei Geburt 2016  
— in Jahren

Ein- und Auswanderung 
Wie sich die Gesamtbevölkerung eines 
Landes entwickelt, hängt neben der na-
türlichen Bevölkerungsentwicklung von 
den Wanderungsbewegungen ab. In 
21 EU-Staaten war der Wanderungssaldo 
im Jahr 2016 positiv. Vor allem die nord- 
und westeuropäischen Länder verzeich-

neten eine Nettozuwanderung. Die 
Hauptzielländer waren Schweden, das 
Vereinigte Königreich sowie Deutschland. 
Sieben EU-Staaten wiesen einen negati-
ven Wanderungssaldo auf, es wanderten 
also mehr Menschen ab als zu. Dazu ge-
hörten auch die osteuropäischen Staaten 
Rumänien, Litauen, Lettland und Bulgari-

en. Diese vier Länder verzeichnen bereits 
seit 1990 ununterbrochen einen negativen 
Wanderungssaldo (siehe auch Tab 1).

Schutzsuchende 
Neben der innereuropäischen Migration, 
die durch die Niederlassungsfreiheit in-
nerhalb der EU erleichtert wird, gab es in 

Quelle: Eurostat Quelle: Eurostat
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u Abb 5 Asylanträge aus Nicht-EU-Staaten — pro Monat

u Abb 6 Altersaufbau der Bevölkerung 2017 — in Prozent
den vergangenen Jahren eine starke Zu-
wanderung von Schutzsuchenden aus 
dem außereuropäischen Ausland. Im 
Jahr 2017 wurden in den 28 EU-Staaten 
insgesamt rund  705 000 Asylanträge ge-
stellt. Die meisten Antragstellenden 
stammten aus Syrien (15 %), dem Irak 
und Afghanistan (je 7 %) sowie Nigeria 
(6 %). Wichtigstes Zielland innerhalb der 
EU war Deutschland mit rund 223 000 
Asylanträgen. Es folgten Italien (rund 
129 000) und Frankreich (99 000). Rund 
30 % aller Antragstellenden in der EU 
waren Kinder und Jugendliche unter 
18 Jahren. u Abb 5

Demografischer Wandel 
Die anhaltend niedrigen Geburtenraten 
und die steigende Lebenserwartung füh-
ren zu einer Alterung der Gesellschaft. 
Dieser Prozess kann durch Zuwanderung 
allenfalls gedämpft werden. In Deutsch-
land ist der demografische Wandel im 
EU-Vergleich besonders weit vorange-
schritten. Von der idealtypischen klassi-
schen Bevölkerungspyramide weicht 
Deutschland bereits deutlich ab. u Abb 6

Kinder und Jugendliche stellen in 
Deutschland schon lange nicht mehr die 

Erst- und Folgeanträge. 
Quelle: Eurostat  

Quelle: Eurostat
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zahlenmäßig stärksten Jahrgänge dar. 
Im Jahr 2017 lag der Anteil der unter 
15-Jährigen an der Bevölkerung hierzu-
lande bei 13 %. Das war der niedrigste 
Wert in der EU. Der Anteil der über 
65-Jährigen in Deutschland stieg auf den 
neuen Höchststand von 21 %. Länder wie 
das Vereinigte Königreich oder Irland 
befinden sich in einem früheren Stadium 

des demografischen Wandels, aber auch 
dort nimmt der Anteil der über 65-Jähri-
gen zu. u Abb 7

11.1.2 Haushalts- und 
Familienstrukturen 
Sinkende Kinderzahlen, steigende Le-
benserwartung und erhöhtes Mobilitäts-
verhalten wirken sich auf die Form des 

Zusammenlebens aus. Einpersonenhaus-
halte sind in der EU mittlerweile der häu-
f igste Haushaltstyp. Im EU-weiten 
Durchschnitt wurde 2016 rund jeder 
dritte Haushalt (33 %) allein geführt. Am 
höchsten war der Anteil in Dänemark 
mit 45 %. Deutschland erreichte mit 41 % 
ebenfalls eine überdurchschnitt liche 
Quote. u Abb 8 

u Abb 7 Demografischer Wandel  
— Anteile in Prozent der Bevölkerung

u Abb 8 Einpersonenhaushalte 2016  
— in Prozent aller Haushalte

Quelle: Eurostat Quelle: Eurostat
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Kinder gab es in Deutschland nur 
noch in 24 % aller Haushalte, der EU-
Durchschnitt lag bei 30 %. u Abb 9

Auszug aus dem Elternhaus 
Aufgrund der unterschiedlichen finanzi-
ellen und kulturellen Rahmenbedingun-
gen variiert das Auszugsverhalten junger 
Menschen in der EU je nach geografischer 
Lage sehr deutlich. So sind »Nesthocker« 
in den nordeuropäischen Ländern eine 
absolute Ausnahme. In Dänemark und 
Finnland lebten 2016 nur noch insgesamt 
4 % der 25- bis 34-Jährigen bei den Eltern. 
In Deutschland waren es 18 %. Vor allem 
im südlichen und östlichen Europa hinge-
gen wohnten sehr viele Menschen auch 
im Erwachsenenalter noch im Elternhaus: 
In Kroatien (59 %), der Slowakei (56 %) 
und Griechenland (55 %) traf das auf 
mehr als die Hälfte der 25- bis 34-Jähri-
gen zu. In allen EU-Staaten blieben die 
Söhne deutlich häufiger bei den Eltern 
wohnen als die Töchter. u Abb 10

11.1.3 Bildung 
Erstklassige Bildungssysteme und quali-
fizierte Fachkräfte gehören zu den wich-
tigsten Voraussetzungen für Europas 
 Zukunftsfähigkeit in der globalisierten 
Welt. Um den immer neuen Anforde-
rungen der Wissensgesellschaft gerecht  
zu werden, ist eine hochwertige Ausbil-
dung des Nachwuchses unabdingbar. 
Die jährlichen Aufwendungen der EU-
Staaten dafür unterscheiden sich jedoch 
erheblich. 

Öffentliche Gesamtausgaben  
für Bildung 
Schweden investierte 2015 mit 7,1 % sei-
nes Bruttoinlandsprodukts (BIP) den EU-
weit größten Anteil in sein nationales Bil-
dungssystem. Hoch war die Quote auch 
in Finnland mit 6,8 %. Deutschland blieb 
mit 4,5 % unter dem EU-Durchschnitt 
von 5,1 %. u Abb 11

Frühe Schulabgängerinnen  
und -abgänger 
Verlassen junge Menschen die Schule nur 
mit einem niedrigen oder ohne Bildungs-

u Abb 9 Bevölkerung nach Haushaltstyp 2016 — in Prozent

u Abb 10 25- bis 34-Jährige, die bei den Eltern leben 2016 — in Prozent

Als Kinder gelten Personen unter 18 Jahren sowie zwischen 18 und 24 Jahren, sofern sie nicht erwerbstätig  
oder arbeitsuchend sind und mit mindestens einem Elternteil zusammenleben.
Quelle: Eurostat

Quelle: Eurostat
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abschluss, haben sie auf dem Arbeits-
markt schlechtere Chancen als Gleichalt-
rige mit höherem Bildungsabschluss.  
Als frühe Schulabgängerinnen und -ab-
gänger gelten 18- bis 24-Jährige, die 
höchstens den Sekundarbereich I  (siehe 
Kapitel 3.1, Seite 104, Abb 1) abgeschlos-
sen haben und sich nicht in Aus- / Weiter-
bildung befinden. 

In der EU sank die Quote der frühen 
Schulabgängerinnen und -abgänger 2017 
auf den neuen Tiefstand von 10,6 %. 
 Malta (18,8 %) sowie Rumänien (18,3 %) 
und Spanien (18,2 %) verzeichneten über-
durchschnittliche Quoten. In Deutsch-
land lag der Anteil bei 10,0 %. In einigen 
osteuropäischen EU-Staaten sind früh-
zeitige Schulabgängerinnen und -abgän-

ger hingegen sehr selten, so zum Beispiel 
in Kroatien (3,0 %). Junge Männer verlie-
ßen in fast allen EU-Staaten häufiger die 
Schule früher als ihre Altersgenossin-
nen. u Abb 12

Hohe Bildungsabschlüsse 
Einen wesentlichen Beitrag zur Ausbil-
dung hoch qualifizierter Fachleute leis-

u Abb 11 Öffentliche Gesamtausgaben für Bildung 2015  
— in Prozent des Bruttoinlandsprodukts

u Abb 12 Frühe Schulabgängerinnen und -abgänger 2017  
— in Prozent der 18- bis 24-Jährigen

Keine Angaben für Dänemark, Griechenland und Kroatien.   
1 2014.
2 2013. 
Quelle: Eurostat Quelle: Eurostat
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ten die Bi ldungseinrichtungen des 
Tertiär bereichs. In Deutschland zählen 
dazu Universitäten, Fachhochschulen, 
Verwaltungsfachhochschulen, Berufs-
akademien, Fachschulen (ohne Schulen 
für Gesundheits- und Sozialberufe), 
Meisterkurse, Technikerschulen, Fach-

akademien sowie Ausbildungsstätten für 
Erzieherinnen und Erzieher. 

Tatsächlich erwerben immer mehr 
junge Menschen einen Hochschulgrad 
oder einen vergleichbar hohen Abschluss. 
In Deutschland waren es 2017 in der Al-
tersgruppe der 30- bis 34-Jährigen 34 %. 

Das stellte einen neuen Höchstwert dar; 
im EU-Vergleich lag Deutschland aber 
weiterhin im unteren Drittel. Der EU-
Durchschnitt lag bereits bei 40 %, wobei 
Frauen deutlich häufiger hoch qualifi-
ziert waren (45 %) als Männer (35 %). Der 
Bildungsvorsprung der Frauen hat sich 
in den vergangenen Jahren stetig vergrö-
ßert. u Abb 13, Abb 14 

11.1.4 Wirtschaft 
Die 28 Staaten der Europäischen Union 
sind wirtschaft lich eng miteinander 
 verf lochten. Sie bilden einen großen 
 Binnenmarkt, in dem Freizügigkeit für 
Personen, Waren, Dienstleistungen und 
Kapital gilt. 

Das nominale Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) der EU lag 2017 bei rund 15,3 Billio-
nen Euro. Davon erwirtschaftete Deutsch-
land – die größte Volkswirtschaft der EU – 

u Abb 13 30- bis 34-Jährige mit Tertiärabschluss  
— in Prozent 

u Abb 14 30- bis 34-Jährige in der EU  
mit Tertiärabschluss — in Prozent

Hochschul- oder gleichwertiger Abschluss (ISCED-Stufen 5 bis 8). 
Siehe Kapitel 2.1, Seite 53, Info 2. 
Quelle: Eurostat

Hochschul- oder gleichwertiger Abschluss (ISCED-Stufen 5 bis 8). Siehe Kapitel 2.1, Seite 53, Info 2.
Quelle: Eurostat 
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21 % beziehungsweise 3,3 Billionen Euro. 
Die Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise 
2008/2009 hatte nega tive Auswirkungen 
auf die Wirtschafts leistung vieler EU-
Staaten. Mittlerweile verzeichnen jedoch 
alle Länder wieder ein Wirtschaftswachs-
tum. In 15 EU-Staaten wuchs das BIP 
2017 sogar um mehr als 3 %, in Deutsch-
land stieg es um 2,2 %. u Abb 15

11.1.5 Finanzen 
Für die Teilnahme an der Eurozone for-
dert der Europäische Rat im Rahmen des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts Haus-
haltsdisziplin. Demnach soll das jähr-
liche öffentliche Defizit eines Staates 
 maximal 3 % des nominalen Bruttoin-
landsprodukts (BIP) betragen, der öffent-
liche Schuldenstand nicht mehr als 60 % 

des nominalen BIP erreichen und die 
Preisentwicklung stabil sein (sogenannte 
Maastrichter Konvergenzkriterien). Der 
Eurozone gehören gegenwärtig 19  EU-
Staaten an. 

Öffentlicher Finanzierungssaldo 
(Defizit beziehungsweise 
Überschuss) 
Insgesamt 18 der 19 Euroländer hielten 
2017 die Defizitgrenze von 3 % des BIP 
ein. Nur Spanien verfehlte diese Marke 
knapp (– 3,1 %). Acht Länder der Eurozo-
ne erzielten einen Überschuss; ihre Ein-
nahmen lagen also über den Ausgaben. 
Dazu gehörten unter anderem Deutsch-
land (+ 1,3 % des BIP) und Griechenland 
(+ 0,8 % des BIP). u Tab 2

Öffentlicher Schuldenstand 
Trotz der relativ geringen öffentlichen 
Defizite blieb der öffentliche Schulden-
stand weiter hoch: Im Jahr 2017 über-
stieg er in 12 der 19 Euroländer den ver-
einbarten Referenzwert von 60 % des BIP. 
Unverändert schwierig war die Lage vor 
 allem in Griechenland. Dort betrug der 
Schuldenstand 2017 rund 179 % des BIP. 
Sehr hoch war er auch in Italien (132 %) 
und Portugal (126 %). Deutschland baute 
das fünfte Jahr in Folge Schulden ab. Der 
Schuldenstand sank 2017 auf 64 % des 
BIP. Die 60-Prozent-Marke wurde hier-
zulande letztmalig 2002 eingehalten. 

Preisentwicklung 
Während für die Kontrolle der öffentli-
chen Finanzen die Regierungen der EU-
Länder verantwortlich sind, obliegt die 
Überwachung der Preisniveaustabilität 
der Europäischen Zentralbank (EZB) 
und dem »Europäischen System der Zen-
tralbanken«. Laut EZB ist eine Preisni-
veaustabilität in der Eurozone gegeben, 
wenn die Inf lationsrate (das heißt die 
Veränderungsrate des Harmonisierten 
Verbraucherpreisindex zum Vorjahr) un-
ter oder nahe 2 % liegt. Deutschland 
blieb 2017 mit einer Preissteigerung von 
1,7 % innerhalb dieses Rahmens. In sechs 
Euroländern überstieg die Inflationsrate 
hingegen die 2-Prozent-Marke. Am 

u Abb 15 Preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt 2017  
— Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent

Quelle: Eurostat
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 deutlichsten erhöhten sich die Verbrau-
cherpreise in Estland und Litauen (je-
weils + 3,7 %). 

11.1.6 Arbeitsmarkt 

Erwerbstätigkeit 
Abgekoppelt von der Entwicklung auf 
dem europäischen Arbeitsmarkt hält das 
Beschäftigungswachstum in Deutschland 
bereits seit mehr als zehn Jahren an. Dank 
der guten wirtschaftlichen Lage erreichte 
die Erwerbstätigenquote der 20- bis 
64-Jährigen 2017 den neuen Höchststand 
von 79 %. Innerhalb der EU lag der Er-
werbstätigenanteil nur in Schweden mit 
82 % noch höher. In den meisten EU-Staa-
ten waren die Folgen der Finanzmarkt- 
und Wirtschaftskrise 2008/2009 lange auf 
den Arbeitsmärkten zu spüren. Erst seit 
2014 gab es wieder Zeichen der Entspan-
nung: Auch besonders stark betroffene 
Länder wie Griechenland, Italien, Kroatien 
oder Spanien verzeichneten wieder lang-
sam steigende Erwerbstätigenquoten. Das 
Vorkrisenniveau konnte bislang aber 
nicht wieder erreicht werden. u Abb 16

Erwerbsbeteiligung von Frauen 
Die Erwerbsbeteiligung von Frauen ist in 
den vergangenen Jahren deutlich gestie-
gen. Dennoch sind Frauen auf dem Ar-
beitsmarkt weiterhin seltener vertreten als 
Männer: Im EU-Durchschnitt gingen 2017 
in der Altersgruppe der 20- bis 64-Jähri-
gen rund 66 % der Frauen, aber 78 % der 
Männer einer Arbeit nach. Am häufigsten 
berufstätig waren Frauen in Schweden 
(80 %). Es folgten  Litauen (76 %), Deutsch-
land und Estland (jeweils 75 %). u Abb 17

Erwerbstätige ab 55 Jahren 
Die Beschäftigungssituation für ältere 
Erwerbstätige hat sich in den vergange-
nen Jahren vor allem in Deutschland 
deutlich verändert. Die Erwerbstätigen-
quote der 55- bis 64-Jährigen stieg zwi-
schen 2007 und 2017 um 19 Prozent-
punkte von 51 % auf 70 %. Zu den Gründen 
dafür können neben der guten Konjunk-
tur auch erschwerte Vorruhestandsrege-
lungen und das steigende Bildungsniveau 

Preisentwicklung 
(Inflationsrate)

Öffentlicher  
Finanzierungs- 
saldo (Defizit  

oder Überschuss) 

Öffentlicher  
Bruttoschulden- 

stand 

Veränderung gegenüber 
Vorjahr in % in % des BIP

Eurozone (19 Staaten) 1,5 – 0,9 86,7

Belgien 2,2 – 1,0 103,1

Deutschland 1,7 + 1,3 64,1

Estland 3,7 – 0,3 9,0

Finnland 0,8 – 0,6 61,4

Frankreich 1,2 – 2,6 97,0

Griechenland 1,1 + 0,8 178,6

Irland 0,3 – 0,3 68,0

Italien 1,3 – 2,3 131,8

Lettland 2,9 – 0,5 40,1

Litauen 3,7 + 0,5 39,7

Luxemburg 2,1 + 1,5 23,0

Malta 1,3 + 3,9 50,8

Niederlande 1,3 + 1,1 56,7

Österreich 2,2 – 0,7 78,4

Portugal 1,6 – 3,0 125,7

Slowakei 1,4 – 1,0 50,9

Slowenien 1,6 + 0,0 73,6

Spanien 2,0 – 3,1 98,3

Zypern 0,7 + 1,8 97,5

EU-Staaten außerhalb der Eurozone 

Bulgarien 1,2 + 0,9 25,4

Dänemark 1,1 + 1,0 36,4

Kroatien 1,3 + 0,8 78,0

Polen 1,6 – 1,7 50,6

Rumänien 1,1 – 2,9 35,0

Schweden 1,9 + 1,3 40,6

Tschechien 2,4 + 1,6 34,6

Ungarn 2,4 – 2,0 73,6

Vereinigtes Königreich 2,7 – 1,9 87,7

u Tab 2 Konvergenzkriterien (Maastricht-Kriterien) 2017

Quelle: Eurostat

u Abb 16 Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen — in Prozent 

Quelle: Eurostat

2007 2009 2011 2013 2015 2017

65

0

75

70

80

EUDeutschland

423

Leben in der Europäischen Union / 11.1 Deutschland in Europa / 11



älterer Beschäftigter zählen, das mit einer 
längeren Teilnahme am Erwerbsleben 
einhergeht. Noch höher als in Deutsch-
land war die Erwerbstätigenquote der 55- 
bis 64-Jährigen nur in Schweden mit 
76 %. Im EU-Durchschnitt stieg der An-
teil der 55- bis 64-jährigen Erwerbstä-
tigen zwischen 2007 und 2017 von 44 % 
auf 57 %.

Arbeit im Rentenalter 
Das reguläre Renteneintrittsalter wird in 
Deutschland gegenwärtig schrittweise 
von 65 Jahren auf 67 Jahre angehoben, in 
anderen EU-Ländern ist die Entwicklung 
ähnlich. Der Anteil der Erwerbstätigen 
ab 65 Jahren steigt langsam, aber stetig. 
In Deutschland gingen 2017 von den 65- 
bis 74-Jährigen noch 12 % einer Arbeit 

nach. Neun EU-Länder verzeichneten 
gleiche oder höhere Quoten, darunter 
auch Länder mit ähnlichem Wirtschafts- 
und Sozialsystem wie Deutschland, so 
zum Beispiel Dänemark (12 %) und Schwe-
den (17 %). u Info 2

Vereinbarkeit von Familie  
und Beruf 
Überall in der EU weisen Mütter deutlich 
niedrigere Erwerbstätigenquoten auf als 
Väter. In Deutschland unterschieden sich 
2017 die Erwerbstätigenquoten von Müt-
tern (75 %) und Vätern (92 %) weiterhin 
deutlich. Die erwerbs tätigen Frauen arbei-
ten zudem häufig in Teilzeit. Männer 
schränken den Umfang ihrer Erwerbs-
tätigkeit auch als Väter kaum ein, sie ar-
beiten in der Regel in Vollzeit. u Abb 18

u Abb 17 Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen 2017 — in Prozent u Info 2  
Definitionen zum Arbeitsmarkt

Erwerbs personen sind alle Personen, die 
entweder erwerbs tätig oder  erwerbslos sind. 

Erwerbstätige sind laut der Internationalen 
 Arbeitsorganisation (ILO) Personen, die in  
der  statistischen Berichtswoche mindestens 
eine Stunde lang gegen Bezahlung bezie-
hungsweise als Selbstständige arbeiteten 
oder aber einen  Arbeitsplatz hatten, von  
dem sie nur vorüber gehend abwesend waren, 
beispielsweise aufgrund von Elternzeit.

Erwerbslose sind Personen, die in der sta-
tistischen Berichtswoche ohne Arbeit waren,  
für eine Arbeit sofort kurzfristig zur Verfügung 
standen, in den vergangenen vier Wochen 
 aktiv auf Arbeitsuche waren oder eine Arbeit 
gefunden hatten, die sie innerhalb der nächs-
ten drei Monate aufnehmen würden.

Die Erwerbstätigenquote bezeichnet die 
 Erwerbstätigen als Anteil an der Gesamtbe-
völkerung der gleichen Altersgruppe.

Die Erwerbslosenquote ist der Anteil der 
Erwerbs losen an den Erwerbspersonen  
der gleichen Altersgruppe. Die Erwerbs-
losenquote ist nicht vergleichbar mit der  
in Deutschland von der Statistik der 
 Bundesagentur für  Arbeit (BA) veröffent - 
lichten Arbeitslosen quote, die sich nur  
auf die bei der Bundesagentur registrierten  
Arbeitslosen bezieht.

Siehe auch Kapitel 5.1, Seite 150, Info 1 und 
Seite 151, Abb 1.

Quelle: Eurostat
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Verdienstunterschiede zwischen 
Frauen und Männern 
Frauen in Deutschland verdienen im 
Durchschnitt gut ein Fünftel weniger als 
Männer: Der Gender Pay Gap – die Ein-
kommenslücke zwischen den Geschlech-
tern, gemessen am durchschnittlichen 
Bruttostundenverdienst der Männer –  
lag 2016 in Deutschland bei 21 % und war 

 einer der höchsten der EU. Einen  höheren 
geschlechtsspezifischen Verdienstabstand 
wiesen nur Tschechien (22 %) und Estland 
(25 %) auf. Es handelt sich dabei um den 
unbereinigten Gender Pay Gap, der den 
geschlechtsspezifischen Verdienstunter-
schied in allgemeiner Form betrachtet, das 
heißt ohne Berücksichtigung struktureller 
Unterschiede in den Beschäftigungsver-

nach. Neun EU-Länder verzeichneten 
gleiche oder höhere Quoten, darunter 
auch Länder mit ähnlichem Wirtschafts- 
und Sozialsystem wie Deutschland, so 
zum Beispiel Dänemark (12 %) und Schwe-
den (17 %). u Info 2

Vereinbarkeit von Familie  
und Beruf 
Überall in der EU weisen Mütter deutlich 
niedrigere Erwerbstätigenquoten auf als 
Väter. In Deutschland unterschieden sich 
2017 die Erwerbstätigenquoten von Müt-
tern (75 %) und Vätern (92 %) weiterhin 
deutlich. Die erwerbs tätigen Frauen arbei-
ten zudem häufig in Teilzeit. Männer 
schränken den Umfang ihrer Erwerbs-
tätigkeit auch als Väter kaum ein, sie ar-
beiten in der Regel in Vollzeit. u Abb 18

u Abb 18 Erwerbstätigenquoten von Frauen und Männern mit Kindern 2017 — in Prozent

Erwerbstätigkeit der 25- bis 54-Jährigen. Als Kinder gelten unter 15-Jährige sowie 15- bis 24-Jährige,  
sofern sie finanziell abhängig sind und noch im Haushalt der Eltern leben. 
Quelle: Eurostat
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hältnissen von Männern und Frauen. Auf 
diese Weise wird auch der Teil des Lohn-
abstands  erfasst, der beispielsweise durch 
unterschiedliche Zugangschancen beider 
Geschlechtergruppen auf bestimmte Tä-
tigkeitsfelder oder Leistungsgruppen ver-
ursacht wird, die möglicherweise ebenfalls 

lichen EU-Staaten gelten ebenfalls monat-
liche Mindestlöhne von über 1 000 Euro. 
In den östlichen EU-Staaten – mit Aus-
nahme von Slowenien – liegen die Min-
destlöhne hingegen monatlich unter 
600 Euro brutto. Das Schlusslicht bildet 
Bulgarien mit 261 Euro. u Abb 20

das Ergebnis benachteiligender Strukturen 
sind (siehe Kapitel 5.2, Seite 171). u Abb 19

Gesetzlicher Mindestlohn 
Deutschland ist 2018 einer von 22 EU-
Staaten, in denen ein gesetzlicher Min-
dest lohn gi lt. Die Untergrenze von 

8,84  Euro pro Stunde entspricht einem 
Bruttomonatslohn von rund 1 498 Euro 
(39,1-Stundenwoche multipliziert mit 
52  Arbeits  wochen div idier t durch  
12 Monate). Mit diesem Betrag liegt 
Deutschland im Vergleich der 22 Länder 
im oberen Drittel. In sechs weiteren west-

u Abb 19 Gender Pay Gap: Unbereinigter geschlechts-
spezifischer Lohnunterschied 2016 — in Prozent

u Abb 20 Gesetzlicher Mindestlohn brutto 2018  
— in Euro im Monat

Differenz des durchschnittlichen Bruttostundenverdienstes der Männer und Frauen  
im Verhältnis zum Bruttostundenverdienst der Männer. 
1 2014.
Quelle: Eurostat

Kein gesetzlicher Mindestlohn in Dänemark, Finnland, Italien, Österreich, Schweden und Zypern. 
Quelle: Eurostat
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lichen EU-Staaten gelten ebenfalls monat-
liche Mindestlöhne von über 1 000 Euro. 
In den östlichen EU-Staaten – mit Aus-
nahme von Slowenien – liegen die Min-
destlöhne hingegen monatlich unter 
600 Euro brutto. Das Schlusslicht bildet 
Bulgarien mit 261 Euro. u Abb 20

Erwerbslosigkeit 
Deutschland hatte 2017 mit 3,8 % die 
zweitniedrigste Erwerbslosenquote der 
EU nach Tschechien (2,9 %). Deutlich 
schwieriger war die Situation in Südeuro-
pa, wo die Erwerbslosenquoten seit meh-
reren Jahren im zweistelligen Bereich 

verharren. In Griechenland waren 2017 
rund 21,5 % der 15- bis 74-jährigen Er-
werbspersonen auf Jobsuche, in Spanien 
17,2 %. Der EU-Durchschnitt lag bei 7,6 %. 
Damit waren in der Europäischen Union 
rund 19 Millionen Menschen auf Arbeits-
suche. Davon wiederum waren 35,6 % 
langzeiterwerbslos, das heißt seit mehr 
als einem Jahr ohne Arbeit. u Abb 21

Jugenderwerbslosigkeit 
Der Berufseinstieg stellt für viele junge 
Menschen in der EU eine große Heraus-
forderung dar. Die EU-weite Erwerbs-
losenquote der 15- bis 24-Jährigen lag 
2017 bei 16,8 % und war damit mehr als 
doppelt so hoch wie im Durchschnitt al-
ler Erwerbspersonen (7,6 %). Besonders 
angespannt war die Situation in Spanien 
und Griechenland, wo 38,6 % bezie-
hungsweise 43,6 % der jungen Erwerbs-
personen keine Arbeit hatten. Deutsch-
land verzeichnete mit 6,8 % die niedrigs-
te Jugenderwerbslosigkeit in der EU. 

11.1.7 Einkommen und 
Armutsgefährdung 
In der EU existiert ein beträchtliches 
Wohlstandsgefälle. Zwischen den nörd-
lichen und südlichen sowie den älteren 
und neueren EU-Mitgliedstaaten gibt es 
erhebliche Einkommensunterschiede. 

Einkommen 
Im EU-weiten Einkommensvergleich 
steht die Bevölkerung in Deutschland 
insgesamt gut da. Unter Berücksichti-
gung der Kaufkraft verfügte sie im Jahr 
2016 über das dritthöchste Einkommen 
in der EU. Noch höher als hierzulande 
waren die Einkommen nur in den Nach-
barländern Luxemburg (+ 32 %) und 
 Österreich (+ 6 %). In Polen hingegen lag 
das kaufkraftbereinigte Einkommen mit 
51 % nur halb so hoch wie in Deutsch-
land. In Rumänien betrug es sogar nur 
23 % des deutschen Einkommens. u Abb 22

Armutsgefährdung 
In der EU gelten Menschen als armutsge-
fährdet, wenn sie einschließlich staatlicher 
Sozialleistungen weniger als 60 % des 

u Abb 21 Erwerbslosenquote 2017  
— in Prozent der Erwerbspersonen der Altersgruppe

Quelle: Eurostat
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mittleren Einkommens der Bevölkerung 
ihres Landes zur Verfügung haben (siehe 
Kapitel 6.3.2, Seite 232). In Deutschland 
galten 2016 rund 17 % der Bevölkerung als 
armutsgefährdet. Diese Quote entsprach 
dem EU-Durchschnitt. Den EU-weit ge-
ringsten Anteil hatte Tschechien mit 10 %. 

Aus einer niedrigen Armutsgefährdungs-
quote kann man jedoch nicht schließen, 
dass das Wohlstandsniveau eines Landes 
besonders hoch ist. Sie besagt lediglich, 
dass nur ein vergleichsweise geringer Teil 
der Bevölkerung unterhalb der jeweiligen 
nationalen Armutsgrenze lebt. u Abb 23

Armutsgefährdung bei 
Erwerbslosigkeit 
Einige Bevölkerungsgruppen sind beson-
ders armutsgefährdet. Ein besonders 
 hohes Armutsrisiko birgt der Verlust des 
Arbeitsplatzes. In Deutschland lebten 
2016 rund 71 % der Erwerbslosen unter 

u Abb 22 Einkommen der Bevölkerung 2016  
— Index Deutschland = 100

u Abb 23 Armutsgefährdungsquote 2016  
— in Prozent

Basis: Nettoäquivalenzeinkommen unter Berücksichtigung der Kaufkraft, Bevölkerung ab 18 Jahren.
Quelle: Eurostat Quelle: Eurostat
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der Armutsgefährdungsgrenze. Das war 
EU-weit die höchste Quote. In anderen 
EU-Staaten griffen die Sozialsysteme in 
diesem Fall scheinbar besser: Deutlich 
seltener armutsgefährdet waren Erwerbs-
lose zum Beispiel in Finnland (37 %) und 
Frankreich (38 %).

Armutsgefährdung von  
Haushalten mit Kindern 
Auffallend hoch war das Armutsrisiko 
auch für Haushalte von Alleinerziehen-
den. Von ihnen galten 2016 in Deutsch-
land 33 % als armutsgefährdet. Unter-
durchschnittlich gefährdet waren hin-
gegen Paare mit einem Kind (11 %) oder 
zwei Kindern (8 %). Mit drei oder mehr 
Kindern stieg die Quote hierzulande auf 
18 %. Im EU-Durchschnitt waren Paare 
mit drei oder mehr Kindern noch deutlich 
häufiger armutsgefährdet (27 %). u Abb 24

u Abb 24 Armutsgefährdungsquote von Haushalten mit Kindern 2016 
— in Prozent

Als Kinder gelten Personen unter 18 Jahren sowie zwischen 18 und 24 Jahren, sofern sie nicht erwerbstätig 
oder arbeitsuchend sind und mit mindestens einem Elternteil zusammenleben.
Quelle: Eurostat
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Beengte Wohnverhältnisse 
Wer nur über ein begrenztes Einkommen 
verfügt, muss häufig auch Abstriche bei 
der Wohnungsgröße machen. In Deutsch-
land lebten im Jahr 2016 rund 19 % der ar-
mutsgefährdeten Personen in einer über-
belegten Wohnung, im Durchschnitt der 

Bevölkerung waren es 7 %. Vor allem in 
den osteuropäischen EU-Staaten ist Über-
belegung weitverbreitet. So lebte in Rumä-
nien knapp die Hälfte der Bevölkerung 
(48 %) in einer über belegten Wohnung, un-
ter den armuts gefährdeten Personen stieg 
der Anteil sogar auf 61 %. Als überbelegt 

gilt eine Unterkunft, wenn sie bestimmte 
Mindestanforderungen nicht erfüllt: So 
sollte unter anderem jeder  Person ab 
18 Jahren beziehungsweise jedem Paar ein 
eigener Raum zur Verfügung stehen und 
Kinder unter 12 Jahren sollten sich höchs-
tens zu zweit ein Zimmer teilen. u Abb 25

11.1.8 Gesundheit 
Die Gesundheit genießt in unserer Gesell-
schaft einen hohen Stellenwert, hat aber 
auch ihren Preis: Die laufenden Gesund-
heitsausgaben in Deutschland lagen 2015 
bei mehr als 338 Milliarden Euro bezie-
hungsweise 11,2 % des BIP und waren da-
mit so hoch wie in keinem anderen EU-
Land. u Abb 26 

Übergewicht 
Mangelnde Bewegung und ungesunde Er-
nährung – rund die Hälfte der Bevölke-
rung ab 15 Jahren (51 %) war in Deutsch-
land 2014 übergewichtig, hatte also einen 
Body-Mass-Index (BMI) von mindestens 
25. Damit lag der Anteil sehr nahe am EU-
Durchschnitt von 50 %. Den höchsten An-
teil Übergewichtiger verzeichnete Malta 
(60 %). Selbst in Italien – dem Land mit 
dem geringsten Anteil in der EU – lag die 
Quote bereits bei 44 %. Schon unter Jugend-
lichen ist Übergewicht verbreitet: Im EU-
Durchschnitt hatten bereits 20 % aller 15- 
bis 24-Jährigen einen BMI von mindestens 
25. Bis zum Rentenalter stieg dieser Anteil 
auf 66 %, um danach wieder zu sinken. In 
allen EU-Staaten waren Männer häufiger 
übergewichtig als Frauen. u Abb 27

Rauchen 
Trotz hoher Tabaksteuern, Schockbildern 
auf Zigarettenpackungen, Aufklärungs-
kampagnen und Werbeverboten: 2014 
griffen immer noch 19 % der EU-Bevölke-
rung ab 15 Jahren täglich zur Zigarette. In 
Deutschland lag der Anteil bei 16 %. Die 
höchsten Raucherquoten verzeichneten 
Bulgarien (28 %) und Griechenland (27 %). 
In jungen Jahren ist Rauchen besonders 
gesundheitsgefährdend, da sich der Kör-
per noch im Wachstum befindet. Im EU-
Durchschnitt gaben 2014 rund 16 % der 
15- bis 24-Jährigen an, täglich zu rauchen. 
Besonders hoch war die Raucherquote 
 dabei in Österreich und Ungarn (je 27 %). 
In Deutschland rauchten 13 % der jungen 
Menschen regelmäßig. u Abb 28

Medizinische Versorgung
Mit 510 praktizierenden Ärztinnen und 
Ärzten je 100 000 Einwohner hatte Öster-

u Abb 25 Bevölkerungsanteil, der in einer überbelegten  
Wohnung lebt 2016 — in Prozent

u Abb 26 Laufende Gesundheitsausgaben 2015  
— in Prozent des Bruttoinlandsprodukts 

Als überbelegt gilt eine Unterkunft, wenn sie bestimmte Mindestanforderungen nicht erfüllt: So sollte  
unter anderem jedem Erwachsenen beziehungsweise jedem Paar ab 18 Jahren ein eigener Raum  
zur Verfügung stehen und Kinder unter 12 Jahren sollten sich höchstens zu zweit ein Zimmer teilen.
Quelle: Eurostat 

Keine Angaben für Malta. 
Quelle: Eurostat
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11.1.8 Gesundheit 
Die Gesundheit genießt in unserer Gesell-
schaft einen hohen Stellenwert, hat aber 
auch ihren Preis: Die laufenden Gesund-
heitsausgaben in Deutschland lagen 2015 
bei mehr als 338 Milliarden Euro bezie-
hungsweise 11,2 % des BIP und waren da-
mit so hoch wie in keinem anderen EU-
Land. u Abb 26 

Übergewicht 
Mangelnde Bewegung und ungesunde Er-
nährung – rund die Hälfte der Bevölke-
rung ab 15 Jahren (51 %) war in Deutsch-
land 2014 übergewichtig, hatte also einen 
Body-Mass-Index (BMI) von mindestens 
25. Damit lag der Anteil sehr nahe am EU-
Durchschnitt von 50 %. Den höchsten An-
teil Übergewichtiger verzeichnete Malta 
(60 %). Selbst in Italien – dem Land mit 
dem geringsten Anteil in der EU – lag die 
Quote bereits bei 44 %. Schon unter Jugend-
lichen ist Übergewicht verbreitet: Im EU-
Durchschnitt hatten bereits 20 % aller 15- 
bis 24-Jährigen einen BMI von mindestens 
25. Bis zum Rentenalter stieg dieser Anteil 
auf 66 %, um danach wieder zu sinken. In 
allen EU-Staaten waren Männer häufiger 
übergewichtig als Frauen. u Abb 27

Rauchen 
Trotz hoher Tabaksteuern, Schockbildern 
auf Zigarettenpackungen, Aufklärungs-
kampagnen und Werbeverboten: 2014 
griffen immer noch 19 % der EU-Bevölke-
rung ab 15 Jahren täglich zur Zigarette. In 
Deutschland lag der Anteil bei 16 %. Die 
höchsten Raucherquoten verzeichneten 
Bulgarien (28 %) und Griechenland (27 %). 
In jungen Jahren ist Rauchen besonders 
gesundheitsgefährdend, da sich der Kör-
per noch im Wachstum befindet. Im EU-
Durchschnitt gaben 2014 rund 16 % der 
15- bis 24-Jährigen an, täglich zu rauchen. 
Besonders hoch war die Raucherquote 
 dabei in Österreich und Ungarn (je 27 %). 
In Deutschland rauchten 13 % der jungen 
Menschen regelmäßig. u Abb 28

Medizinische Versorgung
Mit 510 praktizierenden Ärztinnen und 
Ärzten je 100 000 Einwohner hatte Öster-

u Abb 27 Bevölkerung mit Übergewicht 2014  
— in Prozent der jeweiligen Altersgruppe 

Quelle: Eurostat
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u Abb 28 Raucherquote junger Menschen 2014  
— in Prozent

u Abb 29 Praktizierende Ärztinnen und Ärzte 2015  
— je 100 000 Einwohner

15- bis 24-Jährige, die täglich rauchen.
Quelle: Eurostat

Keine Angaben für Griechenland, Portugal, Slowakei. 
1 2014.
2 2013.
Quelle: Eurostat

reich 2015 das dichteste medizinische 
Versorgungsnetz von den 25 EU-Ländern, 
für die aktuelle Daten zum medizinischen 
Personal vorlagen. Deutschland gehörte 
mit 414 praktizierenden Ärztinnen und 
Ärzten je 100 000 Einwohner neben Litau-
en (434) und Schweden (419 im Jahr 2014) 
ebenfalls zu den EU-Ländern mit hoher 
Ärztedichte. u Abb 29

Bei der Zahl der Krankenhausbetten 
lag Deutschland 2015 EU-weit ganz vorn: 
813 Betten je 100 000 Einwohner war  
der mit Abstand höchste Wert aller EU-
Länder. Österreich folgte mit 755 Betten. 
Die geringste Zahl wies Schweden mit 
244 Betten je 100 000 Einwohner auf. In 
fast allen EU-Ländern hat in den vergan-
genen Jahren ein Bettenabbau stattge-

funden. Sowohl der Kostendruck als auch 
effektivere Behandlungsmethoden haben 
die Verweildauer der Patientinnen und 
Patienten in den Krankenhäusern ver-
kürzt.
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Nach Jahrzehnten der fortschreitenden eu-
ropäischen Integration ist die Europä ische 
Union seit der Jahrtausendwende zuneh-
mend mit Widerständen und Rückschrit-
ten konfrontiert. So scheiterte 2004 der 
Vertrag über eine Verfassung für Europa, 
da dieser in Referenden in Frankreich und 
den Niederlanden deutlich abgelehnt wur-
de. Infolge der Finanzmarkt-, Wirtschafts- 
und Staatsschuldenkrise 2008/2009 hat 
durch die Sparpolitik vor allem die Euro-
pabegeisterung südeuropäischer Länder, 
die zuvor Modernisierungsgewinner wa-
ren, erheblich gelitten. Im Zuge der soge-
nannten Flüchtlingskrise lehnten vor allem 
mittel- und osteuropäische Staaten eine ge-
meinsame europä ische Asylpolitik ab und 
eröffneten damit eine EU-weite Kontrover-
se. In vielen EU-Mitgliedstaaten etablieren 
sich populistische Parteien mit antieuro-
päischem Profil. Das Brexit-Referendum 
im Vereinigten Königreich ist schließlich 
der aktuelle Höhepunkt, an dem sich ein 
Land für die Beendigung der EU-Mitglied-
schaft ausspricht. Vor diesem Hintergrund 
stellt sich die Frage, wie es um die Legiti-
mität der Europäischen Union bestellt ist.

Die für die Legitimität des europä ischen 
Regierungssystems notwendige Zustim-
mung der Bürgerinnen und Bürger zur eu-
ropäischen Integration wird unter ande-
rem durch die Entwicklung der Lebensbe-
dingungen und die Herausbildung einer 
europäischen Identität geprägt. Die Ak-
zeptanz der europäischen Integration und 
der EU wandelt sich oft entsprechend der 
gesellschaftlichen, ökonomischen und 
wohlfahrtsstaatlichen Rahmenbedingungen. 
Die Erfahrung von Finanzmarkt-, Wirt-
schafts- und Staatsschuldenkrisen mit ho-
her Arbeitslosigkeit und harschen Ein-
schnitten in die Wohlfahrts- und Sozialsys-
teme hat in weiten Teilen der europäischen 
Bevölkerung auch die Wahrnehmung der 
EU kritischer werden lassen. Jedoch  haben 
die wirtschaftliche Erholung und die gute 
weltwirtschaftliche Lage in den letzten 
Jahren zu einer Verbesserung der Lebens-
bedingungen geführt. Erholt sich damit 
auch die Legitimitätsunterstützung der 
Europäischen Union?

Die Legitimität des europäischen Re-
gierungssystems beruht unmittelbar auf 
der Zustimmung der Bürgerinnen und 
Bürger zur europäischen Integration und 
dem solidarischen Zusammenhalt der 
europäischen Gesellschaften. Eine euro-
päische Identität gilt als Ausdruck für die 
affektive Bindung der Bürgerinnen und 
Bürger an die europäische Gemeinschaft 
und für ihr gemeinsames Selbstverständ-
nis als Europäerinnen und Europäer. 
Dieser Gemeinschaftsgedanke kann die 
Legitimität der EU auch in Zeiten der 
Unzufriedenheit mit den Ergebnissen der 
aktuellen Politik abfedern. Vor diesem 
Hintergrund wird im Folgenden die Be-
wertung der Lebensbedingungen durch 
die europäischen Bürgerinnen und Bür-
ger betrachtet. Des Weiteren liegt der 
 Fokus auf den Einstellungen der europä-
ischen Bürgerinnen und Bürger zur EU 
und ihren Institutionen und auf der Fra-
ge einer europäischen Identität. Die Daten 
weisen dabei zwar auf eine allgemeine 
Verbesserung der Lage hin, jedoch blei-
ben einige Länder von dieser positiven 
Entwicklung ausgeschlossen. 

11.2.1 Bewertung der 
Lebensbedingungen
Nach der Jahrtausendwende war durch die 
Osterweiterung der EU vor allem die Fra-
ge der Angleichung der Lebensverhältnis-
se zwischen Ost- und Westeuropa von In-
teresse. Angeführt wurde die Rangfolge 
der Wohlfahrt von den nordeuropäischen 
Ländern, gefolgt von den Ländern West-
europas. Südeuropa hatte sich, auch durch 
den Euro, weit an westeuropäische Stan-
dards angenähert, als die mittel- und ost-
europäischen Mitgliedsländer beitraten. 
Die Lebensverhältnisse in den neuen Mit-
gliedstaaten lagen zunächst auf einem 
niedrigeren  Niveau als in den übrigen EU-
Ländern, sodass die EU sich mit der Her-
ausforderung ungleicher Lebensbedin-
gungen konfrontiert sah. Einige neue Mit-
gliedstaaten erzielten bei Modernisierung 
und Wirtschaftswachstum schnell be-
trächtliche Fortschritte. Die ab 2007 ein-
setzende Finanzmarkt-, Wirtschafts- und 
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Lebenszu-
friedenheit ¹, ⁴

Bewertung gegenwärtiger  
Bedingungen als »gut« ² Erwartung »besser« in 12 Monaten ³

Lage auf dem 
Arbeitsmarkt ⁴

persönliche 
berufliche 
Situation

finanzielle 
Situation des 

Haushalts
Lage auf dem 
Arbeitsmarkt

persönliche 
berufliche 
Situation

finanzielle 
Situation des 

Haushalts

Nordeuropa

Dänemark  97 (– 1)  86 (+ 18) 79 93 30 21 21

Finnland  94 (– 1)  45 (+ 27) 69 89 41 18 26

Schweden  94 (– 4)  72 (+ 33) 73 90 28 28 31

Nordwest- 
europa

Irland  96 (+ 6)  71 (+ 33) 71 82 44 29 34

Vereinigtes  
Königreich  93 (– 1)  52 (+ 5) 73 83 23 25 29

Westeuropa

Belgien  91 (– 2)  53 (+ 35) 69 80 23 21 21

Deutschland  93 (+ 2)  79 (+ 11) 72 85 17 16 15

Frankreich  85 (=)  15 (+ 10) 51 68 32 29 29

Luxemburg  96 (=)  78 (+ 25) 78 89 24 20 25

Niederlande  96 (+ 1)  83 (+ 44) 62 91 47 23 24

Österreich  86 (– 6)  60 (+ 19) 78 83 33 13 14

Südeuropa

Griechenland  42 (– 1)  2 (=) 24 30 14 9 11

Italien  68 (+ 21)  16 (+ 6) 53 63 31 30 27

Malta  95 (+ 4)  85 (+ 14) 66 87 33 25 29

Portugal  76 (+ 26)  28 (+ 20) 59 60 35 24 26

Spanien  83 (+ 9)  12 (+ 9) 60 68 31 27 26

Zypern  88 (+ 6)  38 (+ 29) 52 71 40 35 35

Nordosteuropa

Estland  81 (+ 3)  43 (+ 13) 56 74 23 27 34

Lettland  69 (– 1)  27 (+ 7) 58 64 19 25 31

Litauen  70 (– 2)  36 (+ 5) 45 56 21 16 21

Osteuropa

Polen  85 (+ 6)  61 (+ 38) 67 69 30 21 29

Slowakei  74 (+ 2)  38 (+ 29) 49 55 27 23 28

Slowenien  92 (+ 8)  25 (+ 20) 62 73 32 21 25

Tschechien  88 (+ 9)  75 (+ 48) 60 69 18 14 18

Ungarn  70 (+ 8)  47 (+ 23) 49 53 28 20 27

Südosteuropa

Bulgarien  53 (+ 9)  19 (+ 14) 48 46 20 18 22

Kroatien  67 (=)  12 (+ 2) 45 51 15 18 21

Rumänien  54 (– 1)  22 (+ 11) 38 53 20 20 24

EU 28  83 (+ 3)  42 (+ 14) 61 72 27 23 24

gen lassen sich auch in der Zufriedenheit 
der Bürger mit ihren Lebensbedingungen 
beobachten.

Tabelle 1 stellt dar, wie zufrieden die 
Bürgerinnen und Bürger mit ihrem Le-
ben sind, wie sie die aktuellen Bedingun-
gen bewerten und welche Erwartungen 
sie für die nächsten zwölf Monate haben. 

Staatsschuldenkrise hatte jedoch in man-
chen postkommunistischen Ländern und 
vor allem auch in Südeuropa erheb liche 
negative Auswirkungen auf Wachstum 
und Wohlstand. In den letzten Jahren sind 
teilweise wieder starke Wachstumsraten 
und ein Rückgang der Arbeitslo sigkeit zu 
verzeichnen. Entsprechende Veränderun-

Bei der Betrachtung der Zufriedenheit 
mit dem eigenen Leben lassen sich deutli-
che Unterschiede zwischen Nord- und 
Westeuropa einerseits und Süd- und Ost-
europa andererseits beobachten. In Nord-, 
Nordwest- und Westeuropa waren 2017 
in fast allen Ländern über 90 % der Men-
schen mit ihrem Leben zufrieden. Nur in 

u Tab 1 Bewertung der aktuellen Situation und Erwartung für die nächsten 12 Monate  
nach Mitgliedstaaten 2017 — in Prozent

1 Anteil der Befragten, die »sehr zufrieden« oder »ziemlich zufrieden« waren.
2 Anteil der Befragten, die die aktuelle Situation als »sehr gut« oder »ziemlich gut« einschätzten.
3 Anteil der Befragten, die in 12 Monaten eine bessere Situation erwarteten.
4 Veränderung in Prozentpunkten gegenüber 2015 in Klammern.
Datenbasis: Eurobarometer 2015, 2017.
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Die persönliche berufliche Situation 
wurde zumeist deutlich besser bewertet 
als die Arbeitsmarktlage. Im Norden und 
Nordwesten beurteilten zwischen 69 % 
und 79 % ihre persönliche beruf liche 
 Situation als »ziemlich gut« oder »sehr 
gut«. In Westeuropa schwankten die An-
teile sehr stark zwischen 78 % der Befrag-
ten in Luxemburg und Österreich und 
51 % in Frankreich. In den Ländern Süd-, 
Nordost- und Osteuropas beurteilte je-
weils rund die Hälfte bis zwei Drittel der 
Befragten ihre eigene berufliche Situation 
positiv, eine deutliche Ausnahme ist Grie-
chenland (24 %). Insgesamt wurde die per-
sönliche berufliche Situation am besten in 
Dänemark, Luxemburg und Österreich, 
am schlechtesten in Griechenland und 
Rumänien eingeschätzt. Die finanzielle Si-
tuation des Haushalts stellte sich im Län-
dervergleich ähnlich dar wie die Lebens-
zufriedenheit: sehr hoch im Norden und 
Westen, wobei auch hier in Frankreich die 
Bewertung schlechter ausfiel, auf mittle-
rem Niveau im Osten und den meisten 
Ländern im Süden und am niedrigsten in 
Südosteuropa und Griechenland.

Die Erwartungen für die kommenden 
zwölf Monate fielen vorsichtig optimis-
tisch aus. Die Menschen in den Niederlan-
den, Irland und Finnland erwarteten am 
häufigsten eine Verbesserung auf dem Ar-
beitsmarkt, ansonsten waren die höchsten 
Erwartungen in Südeuropa zu verzeich-
nen. Am wenigsten Verbesserungen er-
warteten die Menschen in Ländern, in de-
nen die Arbeitsmarktlage entweder sehr 
gut (Deutschland, Tschechien) oder sehr 
schlecht (Griechenland, Kroatien) bewer-
tet wurde. Die Erwartung einer Verbesse-
rung der persönlichen beruflichen Situati-
on ebenso wie einer Verbesserung der fi-
nanziellen Situation des Haushalts war 
insgesamt eher verhalten. Hierbei traten 
kaum regionale Unterschiede hervor. 

Betrachtet man das Gesamtbild, so 
zeigt sich ein Gefälle von Nordwest nach 
Südost, wobei in Südeuropa viele Indika-
toren auf gleichem Niveau liegen wie in 
Ost- und Südosteuropa. Sehr gute Bedin-
gungen herrschen in Nord- und Westeu-
ropa vor, wobei allerdings Frankreich und 

Frankreich und Österreich lagen die 
Werte etwas niedriger (85 % beziehungs-
weise 86 %). In Südeuropa zeigt sich ein 
weniger einheitliches Bild: Hier lässt sich 
die ganze Spanne von sehr geringen An-
teilen Zufriedener in Griechenland bis zu 
sehr großen Anteilen in Malta beobach-
ten; auch Spanien und Zypern weisen 
durchaus hohe Werte auf. In Nordost- 
und Osteuropa lag der Anteil derjenigen, 
die mit ihrem Leben zufrieden waren, auf 
einem mittleren Niveau, während dieser 
in Südosteuropa gleichauf mit den 
schlechtesten Werten in Südeuropa lag. 
Die Veränderungen in den Anteilen Zu-
friedener gegenüber dem Jahr 2015 zei-
gen die deutlichsten Verbesserungen in 
Portugal und Italien. Aber auch in Spani-
en, Irland und den meisten osteuropä-
ischen Ländern  ist von 2015 bis 2017 ein 
Anstieg in der Lebenszufriedenheit zu be-
obachten. Einzig in Griechenland und 
Rumänien bleibt die Lebenszufriedenheit 
auf einem niedrigen Niveau. u Tab 1

Das beobachtete Gefälle von Nordwest 
nach Südost zieht sich auch durch die Be-
wertungen der Lage auf dem Arbeits-
markt allgemein, der persönlichen beruf-
lichen Situation sowie der finanziellen 
 Situation des eigenen Haushalts. Von ei-
ner dramatisch schlechten Arbeitsmarkt-
lage berichteten die Bürgerinnen und 
Bürger in Süd- und Südosteuropa, insbe-
sondere in Griechenland, Spanien und 
Italien, aber auch in Kroatien. Im Westen 
gingen die Französinnen und Franzosen 
von einer sehr schlechten Arbeitsmarkt-
lage aus. Besonders gut bewertet wurde 
die Lage in Dänemark, Malta, den Nie-
derlanden und Deutschland. Im Vergleich 
zu 2015 zeigt sich hinsichtlich der Bewer-
tung der Arbeitsmarktlage mit Ausnahme 
Griechenlands eine durchgängige Verbes-
serung. Am deutlichsten verbesserte sich 
die subjektive Einschätzung der Lage auf 
dem Arbeitsmarkt zum einen in den Nie-
derlanden, Belgien, Irland, Schweden und 
Finnland und zum anderen in allen ost-
europäischen Ländern, allen voran Polen 
und Tschechien. In Südeuropa fielen die 
Verbesserungen in Portugal und Zypern 
überdurchschnittlich aus. 

Österreich durch eine skeptischere Bewer-
tung der Situation hervortreten. In Süd-
europa zeigt sich eine Verbesserung der 
Lebensbedingungen und die Erwartung, 
dass diese sich fortsetzen wird. Griechen-
land stellt hierbei jedoch eine Ausnahme 
dar: Hier wurde sowohl die aktuelle Lage 
als auch die Aussicht auf Verbesserung 
sehr schlecht bewertet. Unter den post-
kommunistischen Ländern stellen sich in 
Slowenien, Tschechien,  Polen und Estland 
die Bedingungen bereits vergleichsweise 
gut dar, wobei die Erwartungen auf die 
unmittelbare Zukunft auch teilweise sehr 
verhalten sind. In Deutschland ist die Er-
wartung auf Verbesserung vor dem Hin-
tergrund der außergewöhnlich guten Ge-
samtsituation gering.

11.2.2 Einstellungen zur 
 Europäischen Union
Die Europäische Union hat einen ent-
scheidenden Einfluss auf die wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen in den Mitgliedsländern. 
Entsprechend ist zu erwarten, dass sich 
Veränderungen in den Rahmenbedin-
gungen auf das Vertrauen in die europä-
ischen Institutionen und die Zufrieden-
heit mit der Demokratie in der EU aus-
wirken. Betrachtet man die Einstellungen 
der Bürgerinnen und Bürger zur EU, so 
zeigen sich ähnliche Muster wie bei der 
Bewertung der Lebensverhältnisse.

Nordeuropa verzeichnete 2017 die 
höchste Zufriedenheit mit der Demo-
kratie in der EU sowie die höchsten Ver-
trauenswerte in die europäischen Institu-
tionen (Europäisches Parlament, Euro-
päische Kommission und Europäische 
Zentralbank). Ein hoher Anteil der Bür-
gerinnen und Bürger in Dänemark, 
Schweden und Finnland war davon über-
zeugt, dass ihre Stimme in der Politik des 
eigenen Landes Gewicht habe; deutlich 
geringer fiel diese Überzeugung jedoch 
hinsichtlich der EU aus. Lediglich um die 
30 % der nordeuropäischen EU-Bürgerin-
nen und -Bürger sprachen sich für eine 
Verlagerung weiterer Kompetenzen von 
den Mitgliedsländern auf die EU aus. 
Etwa 40 % der nordeuropäischen Bürge-
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Zufriedenheit 
mit der EU- 

Demokratie ¹, ⁵

Vertrauen in 
Europäisches 
Parlament ²

Vertrauen in 
Europäische 
Kommission ²

Vertrauen in 
Europäische 
Zentralbank ²

Stimme zählt 
in EU ³

Stimme zählt 
im Land ³

Mehr  
Kompetenzen 

zur EU ³
Image  

der EU ⁴, ⁵

Nordeuropa

Dänemark  64 (– 4) 60 58 58 69 91 31  41 (+ 2)

Finnland  58 (+ 2) 63 59 70 55 84 32  41 (+ 4)

Schweden  52 (+ 1) 65 60 61 63 93 30  41 (– 1)

Nordwest- 
europa

Irland  68 (+ 10) 54 52 44 53 67 51  59 (+ 2)

Vereinigtes  
Königreich  40 (=) 32 29 29 33 57 41  35 (+ 3)

Westeuropa

Belgien  61 (+ 4) 60 58 52 54 66 73  40 (– 3)

Deutschland  50 (+ 2) 54 49 39 65 80 56  45 (=)

Frankreich  45 (+ 3) 39 36 34 39 67 59  37 (=)

Luxemburg  65 (+ 5) 62 57 54 53 62 67  57 (+ 5)

Niederlande  49 (– 1) 58 56 63 55 79 50  39 (– 3)

Österreich  49 (+ 4) 48 45 45 58 85 44  32 (+ 3)

Südeuropa

Griechenland  27 (– 1) 30 23 21 20 26 49  23 (– 2)

Italien  41 (+ 1) 42 39 35 29 32 61  37 (– 1)

Malta  59 (=) 54 51 47 49 58 59  45 (– 6)

Portugal  62 (+ 29) 49 45 41 46 60 65  53 (+ 9)

Spanien  48 (+ 10) 41 38 35 39 45 81  39 (+ 5)

Zypern  47 (+ 18) 44 41 36 25 35 71  35 (+ 11)

Nordosteuropa

Estland  48 (– 5) 50 47 46 20 45 42  39 (– 10)

Lettland  60 (+ 1) 47 45 44 20 37 55  33 (– 6)

Litauen  62 (– 2) 59 58 52 27 28 59  46 (– 9)

Osteuropa

Polen  58 (– 3) 43 45 36 52 68 52  50 (– 3)

Slowakei  47 (+ 2) 46 44 46 46 64 39  38 (=)

Slowenien  46 (– 3) 38 36 32 42 61 62  37 (=)

Tschechien  51 (– 4) 38 35 38 22 53 35  30 (– 7)

Ungarn  53 (+ 1) 53 53 47 41 50 49  43 (=)

Südosteuropa

Bulgarien  54 (– 3) 54 51 47 46 50 59  57 (+2)

Kroatien  53 (– 11) 56 50 44 44 41 59  47 (– 15)

Rumänien  46 (– 17) 50 42 37 53 67 50  31 (– 16)

EU 28  48 (+ 2) 45 42 39 44 59 55  40 (– 1)

nen gering. Dass ihre Stimme in der EU 
zähle, glaubte nur eine Minderheit der 
Britinnen und Briten, und eine Kompe-
tenzverlagerung zur EU lehnten sie mehr-
heitlich ab. Die europaskeptische Haltung 
der britischen Bevölkerung hat sich in den 
letzten zwei Jahren nicht verändert. Ganz 
anders gestaltet sich dagegen die Situation 
in Irland, wo sich deutliche Anzeichen der 
Erholung zeigen.  Irische Bürgerinnen und 

rinnen und Bürger hatten ein positives 
Bild von der Europäischen Union. Im 
Vergleich zu 2015 veränderten sich die 
Einstellungen kaum. u Tab 2

In Nordwesteuropa zeigt sich in Bezug 
auf die Einstellungen zur EU ein un-
einheitlicheres Bild. Im Vereinigten 
 Königreich war die Zufriedenheit mit der 
europäischen Demokratie niedrig und das 
Vertrauen in die europäischen Institutio-

Bürger waren im Jahr 2017 von allen EU-
Ländern am zufriedensten mit der euro-
päischen Demokratie, hatten das positivs-
te Bild von der EU und äußerten ein über-
durchschnittlich großes Vertrauen in die 
europäischen Institutionen. Dass ihre 
Stimme in Europa zähle, glaubte aber nur 
die Hälfte der irischen Bevölkerung, und 
auch eine Kompetenzverschiebung nach 
Europa befürwortete nur jeder Zweite. 

u Tab 2 Einstellungen zur Europäischen Union nach Mitgliedstaaten 2017 — in Prozent

1 Anteil der Befragten, die »sehr« oder »ziemlich zufrieden« waren.
2 Anteil der Befragten, die den Institutionen »eher vertrauten«.
3 Anteil der Befragten, die der Aussage »voll und ganz« oder »teilweise« zustimmten.
4 Anteil der Befragten, die ein »gutes« oder »sehr gutes« Bild von der EU hatten.
5 Veränderung in Prozentpunkten gegenüber 2015 in Klammern.
Datenbasis: Eurobarometer 2015, 2017.
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Zustimmungswerte. Malta hebt sich damit 
bei den Einstellungen zur Europäischen 
Union nicht ganz so stark wie bei der Be-
wertung der Lebensbedingungen, aber im-
mer noch deutlich von anderen Ländern 
Südeuropas ab. Eine erhebliche Verbesse-
rung der EU-Bewertungen ist in Portugal, 
Spanien und Zypern zu beobachten, so-
wohl bezüglich der Demokratiezufrieden-
heit als auch bezüglich des Images der EU. 
Bei der Bewertung der EU findet also eine 
Erholung statt, wie sie auch bei der Bewer-
tung der Lebensbedingungen zu beobach-
ten war. Das Vertrauen der Bürgerinnen 
und Bürger in die EU-Institutionen ist in 
diesen drei Ländern ebenfalls gestiegen, 
bleibt aber im Gegensatz zur Zeit vor der 
Krise hinter den Vertrauenswerten im 
Norden und Westen Europas zurück. 
Zwar meinten vergleichsweise viele zypri-
otische Bürgerinnen und Bürger, dass ihre 
Stimme in der EU nicht gehört werde. 
Dennoch standen die spanische, zyprio-
tische und portugiesische Bevölkerung 
 einer Verlagerung von Kompetenzen nach 
Europa positiver gegenüber als die Bevöl-
kerungen nahezu aller anderen europä-
ischen Länder.

Kaum Veränderungen gab es hinge-
gen in Italien und Griechenland; in Itali-
en blieb die Demokratiezufriedenheit 
niedrig (41 %) und in Griechenland sehr 
niedrig (27 %). Ähnlich sieht es beim Ins-
titutionenvertrauen aus; lediglich dem 
Europäischen Parlament wurde noch ein 
gewisses Maß an Vertrauen entgegenge-
bracht. Auch dass ihre Stimme in der EU 
zähle, glaubte weniger als ein Drittel der 
Italienerinnen und Italiener und sogar 
nur ein Fünftel der Griechinnen und 
Griechen. Trotz des schlechten Images 
der EU, vor allem in Griechenland, zeig-
ten die Bürgerinnen und Bürger eine ge-
wisse Bereitschaft, mehr Kompetenzen 
an die EU zu geben. Die Veränderungen 
in den vergangenen zwei Jahren haben 
die Unterschiede zwischen Griechenland 
und Italien und den anderen südeuropä-
ischen Ländern verstärkt.

In den baltischen Staaten Nordosteu-
ropas herrschte eine vergleichsweise hohe 
Demokratiezufriedenheit und relativ 

In Westeuropa ist Luxemburg traditio-
nell das europafreundlichste Land, gefolgt 
von Belgien. Bei der Zufriedenheit mit der 
Demokratie und dem Vertrauen in die eu-
ropäischen Institutionen lagen beide Län-
der in etwa gleichauf mit den nordeuropä-
ischen Ländern. Zwar waren sie etwas 
skeptischer als die Nordeuropäerinnen 
und -europäer, was das Gewicht ihrer 
Stimme in Europa angeht, jedoch standen 
sie einer Verlagerung von Kompetenzen 
an die EU deutlich positiver  gegenüber. 
Deutschland und die Niederlande ver-
zeichneten durchschnittliche Werte hin-
sichtlich der Demokratiezu friedenheit. 
Während das Institutionenvertrauen bei 
niederländischen Bürgerinnen und Bür-
gern durchgehend hoch war, vertraute die 
deutsche Bevölkerung am stärksten dem 
Europäischen Parlament und am wenigs-
ten der Europäischen Zentralbank. Die 
deutsche Bevölkerung war stärker als die 
niederländische davon überzeugt, dass 
ihre Stimme in Europa zähle, befürworte-
te stärker die Verlagerung von Kompeten-
zen an die EU und hatte ein positiveres 
Image von der Europäischen Union. 
Frankreich und Österreich traten in dieser 
Region als die  europakritischsten Länder 
hervor. Demokratiezufriedenheit und Ins-
titutionenvertrauen lagen in Österreich 
nahe dem EU-Durchschnitt und in Frank-
reich darunter. Die Französinnen und 
Franzosen bezweifelten vergleichsweise 
stark, dass ihre Stimme in Europa zähle; 
die Österreicherinnen und Österreicher 
lehnten eine Kompetenzverschiebung 
nach Europa vergleichsweise deutlich ab. 
Beide Länder hatten ein eher negatives 
Bild der EU. Gegenüber 2015 erhöhte sich 
die Demokratiezufriedenheit in Westeu-
ropa leicht, während das Image der EU 
weitgehend unverändert blieb. Diese ver-
gleichsweise kritische Haltung in Frank-
reich und Österreich korrespondiert auf-
fällig mit der schlechten Bewertung der 
aktuellen Lebensbedingungen in Frank-
reich und den negativen Erwartungen für 
die nähere Zukunft in beiden Ländern.

In Südeuropa bewertete Malta die EU 
sehr positiv und verzeichnete über alle In-
dikatoren hinweg überdurchschnittliche 

starkes Institutionenvertrauen vor. Hin-
gegen glaubte nur rund ein Fünftel der 
Baltinnen und Balten, dass ihre Stimme 
in der EU zähle. Ähnlich wie in der EU 
insgesamt, befürwortete etwa die Hälfte 
der baltischen Bevölkerung die Abgabe 
von Kompetenzen an die EU. Nur in Li-
tauen war das Bild der EU besser als im 
Durchschnitt der europäischen Länder. 
Das Image der EU hat sich zudem in allen 
drei baltischen Ländern in den letzten 
zwei Jahren deutlich verschlechtert. Dass 
hier eine Verbesserung der wahrgenom-
menen Lebensverhältnisse nicht mit einer 
Verbesserung der Bewertung der EU ein-
hergeht, lässt sich zum Teil aus den ver-
haltenen Erwartungen für die kommende 
Entwicklung der Lebensbedingungen er-
klären. Möglicherweise spielen aber auch 
andere Faktoren eine Rolle, wie etwa geo-
politische Sicherheitsbedürfnisse, die hier 
nicht erhoben wurden.

In Osteuropa hingegen blieben die 
Bewertungen der Europäischen Union in 
den letzten zwei Jahren weitgehend stabil. 
In Polen, Ungarn und Tschechien war die 
Zufriedenheit mit der europäischen De-
mokratie überdurchschnittlich, während 
sie in Slowenien und der Slowakei auf der 
Höhe des EU-Durchschnitts lag. Das Ins-
titutionenvertrauen war in Ungarn ver-
gleichsweise hoch, während Tschechien 
und Slowenien mit die niedrigsten Werte 
in der EU aufwiesen. Dass ihre Stimme 
in der EU zähle, bezweifelte vor allem die 
tschechische Bevölkerung, während pol-
nische Bürgerinnen und Bürger mehr-
heitlich überzeugt waren, Gehör zu fin-
den. Mehr Kompetenzen an die EU abzu-
geben, konnten sich mehrheitlich die 
slowenische sowie die polnische Bevölke-
rung vorstellen. Das beste Bild von der 
EU hatten in Osteuropa wiederum die 
Menschen in Polen und Ungarn.

Unter den jüngeren Mitgliedstaaten 
in Südosteuropa ließ die Zustimmung 
zur EU in den vergangenen zwei Jahren 
deutlich nach, befand sich aber 2017 im-
mer noch etwa auf durchschnittlichem 
Niveau. Die Zufriedenheit mit der euro-
päischen Demokratie ging vor allem in 
Kroatien und Rumänien deutlich zurück. 
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rigem  Niveau stagnierten. Die Menschen 
in Nordeuropa sahen sich ebenso häufig 
als Europäerinnen und Europäer wie  
die  europafreundlichen Bevölkerungen 
Westeuropas. Auch in Osteuropa identifi-
zierten sich in den meisten Mitgliedstaa-
ten rund drei Viertel der Bürgerinnen 
und Bürger mit Europa. Deutlich gerin-
ger ausgeprägt war die Identität in Rumä-
nien und Kroatien, wo sich knapp zwei 
Drittel der Bevölkerung als Europäerin-
nen und Europäer fühlten. In Tschechien 
und Bulgarien war es sogar nur gut die 
Hälfte. u Abb 1

11.2.3 Zusammenfassung  
und Ausblick
Ausgangspunkt der Betrachtungen war 
die Frage, ob sich nach Jahren der Krise 
und der Europaskepsis mit der wirt-
schaftlichen Erholung auch die Zustim-
mung zur Europäischen Union wieder 
verbessert. Dabei beinhaltet diese Frage 
an sich schon eine Veränderung gegen-
über Vorkrisenzeiten, denn dass die EU 
für die wirtschaftliche Lage verantwort-
lich gemacht wird und nicht nur die Re-
gierungen der Länder, ist eine Folge der 
Finanzmarkt-, Wirtschafts- und Staats-
schuldenkrise. In den Ländern, die von 
der Krise hart getroffen wurden und in 
denen die Sparauflagen spürbare Auswir-
kungen auf die wohlfahrtsstaatlichen 
Leistungen hatten, war die Zustimmung 
zur Europäischen Union erheblich zu-
rückgegangen. Dies ist umso bemerkens-
werter, da die betroffenen Länder zuvor 
besonders europafreundlich waren, wäh-
rend der Krise jedoch die geringsten Zu-
stimmungsraten aufwiesen. 

Gehen mit Verbesserungen in der öko-
nomischen Lage auch wieder positivere 
Einstellungen der EU gegenüber einher? 
Dies trifft nur auf einen Teil der Länder 
zu, die von der Krise hart getroffen wor-
den waren. Portugal, Spanien, Zypern 
und Irland wiesen alle eine verbesserte 
Bewertung der Lebensbedingungen und 
zugleich  einen Anstieg der Zustimmung 
zur EU auf. Portugal und Spanien kehr-
ten damit teilweise zu früheren Spitzen-
werten zurück, wie sie aktuell unter den 

Zugleich verschlechterte sich das Image 
der EU in diesen Ländern stärker als in 
jedem anderen EU-Mitgliedsland. Das 
Vertrauen in die Institutionen lag in 
 Bulgarien und Rumänien klar über dem 
EU-Durchschnitt, ebenso wie die Bereit-
schaft, Kompetenzen an die EU zu geben. 
Dass ihre Stimme in der EU gehört werde, 
glaubte rund die Hälfe der Befragten. 
Auch hier folgt die Bewertung der EU 
nicht der Verbesserung in der Bewertung 
der Lebensbedingungen, sondern eher 
der nachlassenden Hoffnung auf Verbes-
serung. Dies deutet auf eine Ernüchte-
rung der anfänglich mit der EU-Mit-
gliedschaft gehegten Erwartungen hin. 

Abschließend soll die Frage der euro-
päischen Identität betrachtet werden. 
Wie eingangs erwähnt, wird die Identifi-
kation als Ausdruck affektiver Zustim-
mung zur europäischen Integration und 
zur EU verstanden: In dem Maße, in dem 
die Bürgerinnen und Bürger dem europä-
ischen Projekt gegenüber positiv einge-
stellt sind, betrachten sie sich auch selbst 
als Teil des neuen politischen Systems. 
Gemessen wird die europäische Identität 
hier mit der Frage, ob sich die EU-Bürge-
rinnen und -Bürger selbst als solche ver-
stehen. Bemerkenswert ist, dass die Iden-
tifikation mit Europa 2017 im Vergleich 
zu 2015 leicht zugenommen hat: Sieben 
von zehn Bürgerinnen und Bürgern ga-
ben 2017 an, sich »teilweise« oder »voll 
und ganz« als Europäerinnen und Euro-
päer zu fühlen. Auffällig ist vor allem das 
Wiedererstarken der europäischen Iden-
tifikation in Teilen Südeuropas. Während 
Spanien und Portugal hinsichtlich der 
Identifikation mit Europa erhebliche Zu-
wächse verzeichneten und EU-weit zur 
Spitzengruppe aufschlossen, stagnierten 
die Anteile in Griechenland und Italien 
auf den EU-weit niedrigsten Werten. In 
abgeschwächter Form deutet sich eine 
solche Polarisierung auch in Westeuropa 
an, wo sich insgesamt rund vier von fünf 
Bürgerinnen und Bürgern als Europäe-
rinnen und  Europäer verstanden, aber 
die Anteile im Vereinigten Königreich, in 
Frankreich und in den Niederlanden auf 
vergleichsweise niedrigem bis sehr nied-

»Bitte sagen Sie mir für jede der folgenden Aussagen, inwieweit diese Ihrer eigenen Meinung entspricht oder nicht entspricht: 
Sie fühlen sich als Bürger der EU – Ja, voll und ganz /Ja, teilweise / Nein, eher nicht / Nein, überhaupt nicht.« 
Anteil »ja, voll und ganz« und »ja, teilweise«.
Datenbasis: Eurobarometer 2015 und 2017.

u Abb 1 Selbstverständnis als europäische Bürgerinnen und Bürger  
nach Mitgliedstaaten 2015 und 2017 — in Prozent
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europa freund lichen Ländern im Westen 
und Norden Europas erreicht werden. 
Aber auch Slowenien und Litauen, die üb-
licherweise weniger im Fokus stehen, 
durchliefen ähnliche Entwicklungen und 
zeigten die gleichen Veränderungen in 
den Einstellungen.

Die dargestellten Betrachtungen ma-
chen jedoch auch deutlich, dass die Ein-
stellungen zur EU von einer Reihe weite-
rer Faktoren beeinflusst werden, die hier 
nicht untersucht wurden. Sichtbar wird 
dies in den Ländern Ost- und Südost-
europas, in denen sich zwar die wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen ver-
besserten, doch nur eine begrenzte Zu-
nahme der Lebenszufriedenheit und 
keinerlei Zuwachs in der Zustimmung 
zur Europäischen Union stattfanden. Im 
Gegenteil sank die Zustimmung zur EU 
in Ländern wie Estland und Tschechien 
sichtlich. In den Ländern Südosteuropas 
scheint nach den ersten Jahren der EU-
Mitgliedschaft eine deutliche Ernüchte-
rung eingesetzt zu haben. Das Vereinigte 
Königreich zeigt eine unverändert EU-
kritische Haltung, aber auch in Frank-
reich und Österreich sowie zum Teil in 
den Niederlanden ist eine zunehmend 
skeptische Haltung gegenüber der Euro-
päischen Union festzustellen, die sich 
teilweise auf das Demokratiedefizit in der 
Europäischen Union zurückführen lässt. 
Auch geopolitische Faktoren haben bis-
weilen einen Einfluss darauf, wie die EU 
aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger 
 bewertet wird. Insbesondere hat die 
Flüchtlingspolitik zu Auseinandersetzun-
gen innerhalb der EU geführt, die ihren 
Tribut in Bezug auf die Zustimmung zur 
EU fordern. Zu den wirtschaftlichen He-
rausforderungen der Europäischen Uni-
on treten zunehmend politische hinzu. 
Deren Bewältigung wird immer stärker 
davon abhängen, als wie demokratisch 
und handlungsfähig sich das politische 
System der EU erweist.

rigem  Niveau stagnierten. Die Menschen 
in Nordeuropa sahen sich ebenso häufig 
als Europäerinnen und Europäer wie  
die  europafreundlichen Bevölkerungen 
Westeuropas. Auch in Osteuropa identifi-
zierten sich in den meisten Mitgliedstaa-
ten rund drei Viertel der Bürgerinnen 
und Bürger mit Europa. Deutlich gerin-
ger ausgeprägt war die Identität in Rumä-
nien und Kroatien, wo sich knapp zwei 
Drittel der Bevölkerung als Europäerin-
nen und Europäer fühlten. In Tschechien 
und Bulgarien war es sogar nur gut die 
Hälfte. u Abb 1

11.2.3 Zusammenfassung  
und Ausblick
Ausgangspunkt der Betrachtungen war 
die Frage, ob sich nach Jahren der Krise 
und der Europaskepsis mit der wirt-
schaftlichen Erholung auch die Zustim-
mung zur Europäischen Union wieder 
verbessert. Dabei beinhaltet diese Frage 
an sich schon eine Veränderung gegen-
über Vorkrisenzeiten, denn dass die EU 
für die wirtschaftliche Lage verantwort-
lich gemacht wird und nicht nur die Re-
gierungen der Länder, ist eine Folge der 
Finanzmarkt-, Wirtschafts- und Staats-
schuldenkrise. In den Ländern, die von 
der Krise hart getroffen wurden und in 
denen die Sparauflagen spürbare Auswir-
kungen auf die wohlfahrtsstaatlichen 
Leistungen hatten, war die Zustimmung 
zur Europäischen Union erheblich zu-
rückgegangen. Dies ist umso bemerkens-
werter, da die betroffenen Länder zuvor 
besonders europafreundlich waren, wäh-
rend der Krise jedoch die geringsten Zu-
stimmungsraten aufwiesen. 

Gehen mit Verbesserungen in der öko-
nomischen Lage auch wieder positivere 
Einstellungen der EU gegenüber einher? 
Dies trifft nur auf einen Teil der Länder 
zu, die von der Krise hart getroffen wor-
den waren. Portugal, Spanien, Zypern 
und Irland wiesen alle eine verbesserte 
Bewertung der Lebensbedingungen und 
zugleich  einen Anstieg der Zustimmung 
zur EU auf. Portugal und Spanien kehr-
ten damit teilweise zu früheren Spitzen-
werten zurück, wie sie aktuell unter den 
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